
Stadt Geilenkirchen 
 

29.10.2014 

 

 

Einladung 
 

zur 3. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung  
der Stadt Geilenkirchen am 

 
Donnerstag, dem 13.11.2014, 18:00 Uhr 

 
im Großen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 Geilenkirchen 

 
 
 
Tagesordnung 
 

I. Öffentlicher Teil 

 
 1.   Bebauungsplan Nr. 109 der Stadt Geilenkirchen 

Geltungsbereich: Fläche im Stadtkern, nordwestlich der Herzog-Wilhelm-Straße und 
südlich der Straße Am Sonnenhügel (Ehemaliges Molkereigelände) 
-  Abwägung der während der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der  
 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öff. Belange gem. § 4 Abs. 2 
 BauGB eingegangenen Anregungen und Bedenken 
-  Verabschiedung des Bebauungsplanes als Satzung 
-  Beauftragung der Verwaltung mit der Berichtigung des Flächennutzungs-
 planes 
Vorlage: 162/2014 

  
 2.   68. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Geilenkirchen 

Geltungsbereich: Fläche in Geilenkirchen-Hünshoven, südlich der Jülicher Straße 
und östlich der Aachener Straße 
-  Aufstellungsbeschluss 
-  Abschluss einer Planungsvereinbarung 
Vorlage: 170/2014 

  
 3.   Verschiedenes 
  
 

II. Nichtöffentlicher Teil 

 
 4.   Verschiedenes 
  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Karl-Peter Conrads 
Ausschussvorsitzender 
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Stadtentwicklungs- und Umweltamt 
28.10.2014 
162/2014 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 13.11.2014 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 10.12.2014 
 
 
Bebauungsplan Nr. 109 der Stadt Geilenkirchen 
Geltungsbereich: Fläche im Stadtkern, nordwestlich der Herzog-Wilhelm-Straße und südlich der 
Straße Am Sonnenhügel (Ehemaliges Molkereigelände) 
-  Abwägung der während der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der 
 Behörden und sonstigen Träger öff. Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen 
 Anregungen und Bedenken 
-  Verabschiedung des Bebauungsplanes als Satzung 
-  Beauftragung der Verwaltung mit der Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
 
Sachverhalt: 
 

 
 
Der Bebauungsplan Nr. 109 hat zwischenzeitlich die Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und 
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB durchlaufen. 
 
Aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind Anregun-
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gen hervorgegangen, die nachfolgend vorgestellt und mit einer Stellungnahme der Verwal-
tung sowie einer Beschlussempfehlung versehen sind. 
 
Der Bebauungsplan könnte nunmehr als Satzung verabschiedet werden. 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Geilenkirchen stellt die Fläche dar als „Gewerbegebiet“. 
Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung an-
zupassen, sofern der Bebauungsplan, der im beschleunigten Verfahren aufgestellt wurde, von 
dessen Darstellungen abweicht. Hiermit kann die Verwaltung beauftragt werden, es handelt 
sich lediglich um einen redaktionellen Vorgang und nicht um eine Änderung des Flächennut-
zungsplanes im herkömmlichen Sinn. 
 
Der Flächennutzungsplan sollte dahingehend berichtigt werden, dass die Fläche als „Allge-
meines Wohngebiet“ dargestellt wird. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Über die eingegangenen Anregungen und Bedenken wird gemäß dem Vorschlag der Verwal-
tung abgewogen. 
 
Der Bebauungsplan wird als Satzung verabschiedet. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Flächennutzungsplan der Stadt Geilenkirchen gemäß § 
13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB zu berichtigen. Die Fläche soll als „Allgemeines Wohngebiet“ darge-
stellt werden. 
 
 
Anlagen: 
 
Abwägungsvorschlag 
 
  
 

(Stadtentwicklungs- und Umweltamt, Frau Brehm, 02451 629-205) 



 
 
 
 
 

 
 

Stadt Geilenkirchen 
 

Bebauungsplan Nr. 109 „Ehemaliges Molkereigelände“ 
 
 
 
 

Behandlung der Stellungnahmen im Rahmen der Offenlage 
nach § 4 (2) BauGB 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

Stand: 28.10.2014 
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1.  Bundesamt für  Infrastruktur, Umweltschutz 

und Dienstleistungen der Bundeswehr 
  Schreiben vom 01.10.2014 
 
Gegen  den  Bebauungsplan  habe  die  Bundes‐
wehr keine Bedenken bzw. keine Einwände. 
 
Hierbei werde davon ausgegangen, dass bauli‐
che  Anlagen  ‐  einschließlich  untergeordneter 
Gebäudeteile ‐ eine Höhe von 20 m nicht über‐
schreiten  würden.  Sollte  entgegen  dieser  Ein‐
schätzung  diese  Höhe  überschritten  werden, 
werde darum gebeten,  in  jedem Einzelfalle die 
Planungsunterlagen  ‐  vor  Erteilung  einer  Bau‐
genehmigung ‐ zur Prüfung zuzuleiten. 
 
Auf Grund der Lage des Plangebietes zum Flug‐
hafen Geilenkirchen  sei mit  Lärm‐  und  Abgas‐
Emissionen durch den militärischen Flugbetrieb 
zu  rechnen.  Es werde bereits  jetzt darauf hin‐
gewiesen, dass  spätere Ersatzansprüche gegen 
die Bundeswehr nicht anerkannt werden könn‐
ten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Im Bebauungsplan – Entwurf wird die Höhe der 
baulichen  Anlagen  über NHN  festgesetzt.  Ent‐
sprechend sind damit baulichen Anlagen bis  le‐
diglich max. 13,5 m über Gelände (Gebäudehö‐
he) zulässig.  
 
 
 
 
Im  Bebauungsplan‐Entwurf  ist  im  gesamten 
Geltungsbereich aufgrund der Lage des Plange‐
biets in der Tag‐Schutzzone 2 der Lärmpegelbe‐
reich  IV  festgesetzt.  Spätere  Eigentümer müs‐
sen diese  Festsetzung beachten.  Ersatzansprü‐
che können nicht geltend gemacht werden.  
 

 
 
 
 
Die  Stellungnahme  wird  zur  Kenntnis  genom‐
men. 
 
Es ist keine Änderung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.  Bezirksregierung Düsseldorf  
  Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) 
  Schreiben vom 06.10.2014 
 
Luftbilder  aus den  Jahren 1939  ‐1945 und  an‐
dere historische Unterlagen  lieferten Hinweise 
auf  vermehrte Kampfhandlungen  im beantrag‐

 
 
 
 
Der Bereich der Baumaßnahme liegt im ehema‐
ligen Bombenabwurfgebiet. 
 

 
 
 
 
Die  Stellungnahme  wird  zur  Kenntnis  genom‐
men. 
 



Stellungnahme  Stellungnahme der Verwaltung  Beschlussempfehlung 

Seite 3 von 10 
 

ten Bereich. Die Auswirkungen der Kampfhand‐
lungen  seien  in  der  beigefügten  Karte  nicht 
dargestellt. Es werde eine Überprüfung der  zu 
überbauenden Fläche auf Kampfmittel empfoh‐
len.  Die  Beauftragung  dieser  Überprüfung  er‐
folge über das Formular Antrag auf Kampfmit‐
teluntersuchung  auf  der  Internetseite  des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes. 
 
 
 
 
Sofern  es  nach  1945 Aufschüttungen  gegeben 
habe,  seien  diese  bis  auf  das  Geländeniveau 
von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des ab‐
zuschiebenden Bereichs und der weiteren Vor‐
gehensweise  werde  um  Terminabsprache  für 
einen Ortstermin gebeten. Dazu solle ebenfalls 
das  Formular  Antrag  auf  Kampfmitteluntersu‐
chung verwendet werden. 
 
Würden Erdarbeiten mit erheblichen mechani‐
schen  Belastungen  wie  Rammarbeiten,  Pfahl‐
gründungen,  Verbauarbeiten  etc.  erfolgen, 
werde  zusätzlich  eine  Sicherheitsdetektion 
empfohlen. Es solle in diesem Fall auf der Inter‐
netseite  des  Kampfmittelbeseitigungsdienstes 
das  Merkblatt  für  Baugrundeingriffe  beachtet 
werden. 
 

Der Grundstückseigentümer  beantragt  die  Ab‐
suchung  beim  Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(dies ist ohnehin üblich vor Beginn der Erschlie‐
ßungsmaßnahmen).  Sollte  ein  Sondieren  des 
Grundstückes / Baugeländes wegen im Erdreich 
befindlicher  Störfaktoren  (Versorgungsleitun‐
gen,  eisenhaltiges  Schuttmaterial  usw.)  er‐
schwert  sein,  wird  dem  Kampfmittelbeseiti‐
gungsdienst  vom  Grundstückseigentümer  ein 
Bagger mit  Personal  zur Vorbereitung  des  Bo‐
dens an die Seite gestellt. 
 
Laut  Auskunft  des  Grundstückseigentümers 
handelt  es  sich  bei  der  vor  Ort  vorhandenen 
Böschung nicht um eine Aufschüttung. 
 
Im  Übrigen  wird  der  Grundstückseigentümer 
die  Einzelheiten  der  notwendigen  Absuchung 
direkt mit  dem  Kampfmittelbeseitigungsdienst 
klären. 
 
Im  Bebauungsplan werden  aufgrund  der  Fest‐
setzungen  der  Art  der  baulichen Nutzung  und 
der  Bauweise  Wohngebäude  in  Einzel‐  bzw. 
Doppelhausbauweise,  entlang  der  Herzog‐
Wilhelm‐Straße  ein  Wohngebäude,  welches 
aufgrund der Geschossigkeit ein Mehrfamilien‐
haus wird, errichtet. Es  ist daher davon auszu‐
gehen,  dass  Erdarbeiten  mit  erheblichen  me‐
chanischen  Belastungen  wie  Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen  und  Verbauarbeiten  nicht 
durchgeführt werden.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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3.  Geologischer Dienst NRW 
  Schreiben vom 08.10.2014 
 
Folgende Bohrungen mit  Schichtenverzeichnis‐
sen lägen im Geologischen Dienst NRW vor: 
Bohrungsdatenbank: 
170220  Brunnen Heinsberg  36,5  20 
170227  Brunnen 1 Milchhof  36,5  17 
 
Hinweis zur Erdbebengefährdung: 
Gemäß der Technischen Baubestimmungen des 
Landes  NRW  sei  bei  der  Planung  und  Bemes‐
sung üblicher Hochbauten die DIN 4149: 2005‐
04 „Bauten in deutschen Erdbebengebieten" zu 
berücksichtigen. 
 
Das Plangebiet sei der Erdbebenzone 3  in geo‐
logischer Untergrundklasse S zuzuordnen. 
 

 
 
 
Die  beiden  auf  dem  Gelände  befindlichen 
Brunnen sind bereits seit einiger Zeit trockenge‐
legt und werden in Kürze verschlossen. 
 
 
 
 
Bereits  im  Bebauungsplan‐Entwurf  wurde  der 
Hinweis zur Erdbebenzone aufgenommen. 
 
(Hinweis Nr. 3 nach den textl. Festsetzungen) 
 
 
 
 

 
 
 
Die  Stellungnahme  wird  zur  Kenntnis  genom‐
men. 
 
Es ist keine Änderung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.  Erftverband 
  Schreiben vom 09.10.2014 
 
Leitungen, Messstellen  und  Anlagen  des  Erft‐
verbandes  seien  derzeit  durch  die  v.  g. Maß‐
nahme nicht betroffen.  
 
Es werde darauf hingewiesen, dass die Grund‐
wasseroberfläche  im  Bereich  des  Plangebietes 
durch  den  Braunkohlentagebau  abgesenkt  sei. 
Vor  Beginn  der  Sümpfungsmaßnahmen  seien 
hier  flurnahe  Grundwasserstände  gemessen 
worden. Des Weiteren  beständen  aus wasser‐

 
 
 
 
 
 
 
Bereits  im  Bebauungsplan‐Entwurf  wurde  der 
Hinweis  zur  Grundwasserabsenkung  aufge‐
nommen.  
 
(Hinweis Nr. 1 nach den textl. Festsetzungen) 

 
 
 
 
 
 
 
Die  Stellungnahme  wird  zur  Kenntnis  genom‐
men. 
 
Es ist keine Änderung erforderlich. 
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wirtschaftlicher Sicht seitens des Erftverbandes 
keine Bedenken. 
 

 
 

5.  Wasserverband Eifel‐Rur 
  Schreiben vom 14.10.2014 
 
Das  Plangebiet  solle  an  das  vorhandene  Ent‐
wässerungssystem der  Stadt Geilenkirchen  an‐
geschlossen werden.  Die  Entwässerung würde 
im Mischsystem  erfolgen.  Bei  dem  Plangebiet 
handele  es  sich um  einen Bereich, der bereits 
bebaut und versiegelt wäre. Die Hochwasserge‐
fahrenkarten der Bezirksregierung Köln würden 
für die Wurm  in diesem Bereich Überschwem‐
mungsflächen  im  HQ100‐Fall  ausweisen.  Für 
den  Fall,  dass  die  gesamte  versiegelte  Fläche 
des  Plangebietes  die  Summe  der  vorher  vor‐
handenen versiegelten Fläche in diesem Gebiet 
nicht überschreite, würde über die Anforderun‐
gen  der  Unteren  Wasserbehörde  des  Kreises 
Heinsberg  hinaus  keine  Bedenken  gegen  das 
geplante  Vorhaben  erhoben  werden.  Andern‐
falls  sei  nachzuweisen,  dass  es  nicht  zu  einer 
Verschärfung  der  Hochwassersituation  an  der 
Wurm komme. Maßgebend hierbei sei der Last‐
fall HQ100. 
 

 
 
 
Bereits  in  der  Begründung  zur  Offenlage  des 
Bebauungsplanes wird unter den Kap. 6.6 und 
6.9 beschrieben, dass gegenüber der ursprüng‐
lichen,  stark  versiegelten Bebauung als Molke‐
rei  deutlich  mehr  Freiflächen  zur  Verfügung 
stehen  und  daher  die  ursprüngliche  Versiege‐
lung reduziert wird. 
 
Ausgehend von den Festsetzungen des Bebau‐
ungsplanes  (GRZ 0,4 plus mögliche Überschrei‐
tung nach  §  19 Abs.  4 BauNVO  zuzüglich Ver‐
kehrsflächen) wird ein maximal möglicher Ver‐
siegelungsgrad von ca. 0,7 erreicht werden kön‐
nen,  was  jedoch  unwahrscheinlich  ist,  da  der 
zulässige Rahmen  von den privaten Bauherren 
erfahrungsgemäß nicht ausgeschöpft wird. 
Der Bereich der alten Molkerei hatte einen Ver‐
siegelungsgrad von nahezu 1,0, wie man auf al‐
ten Luftbildern (Beispiel s. Anl.) erkennen kann. 
Die  GRZ  des  gesamten  Bebauungsplangel‐
tungsbereiches  lag  vor Aufstellung des Bebau‐
ungsplanes faktisch bei ca. 0,8. 
Die  Summe  der maximal möglichen  versiegel‐
ten  Fläche wird  somit  die  Summe  der  vorher 
vorhandenen  versiegelten  Fläche  nicht  über‐
schreiten. 

 
 
 
Es  ist keine Änderung des Bebauungsplanes er‐
forderlich. 
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6.   RWE Power AG, Abt. Bergschäden 
  Schreiben vom 15.10.2014 
 
Es werde darauf hingewiesen, dass die Boden‐
karte  des  Landes  Nordrhein‐Westfalen,  Blatt 
L5102 in einem Teil des Plangebietes, wie in der 
Anlage  "blau" dargestellt, Böden ausweise, die 
hu‐moses Bodenmaterial enthalten. 
Humose  Böden  seien  empfindlich  gegen  Bo‐
dendruck und  im Allgemeinen  kaum  tragfähig. 
Erfahrungsgemäß würden die die Bodenschich‐
ten auf kurzer Distanz  in  ihrer Verbreitung und 
Mächtigkeit wechseln,  so dass  selbst bei einer 
gleichmäßigen  Belastung  diese  Böden mit  un‐
terschiedlichen  Setzungen  reagieren  könnten. 
Dieser  Teil  des  Plangebietes  sei  daher  wegen 
der Baugrundverhältnisse gemäß §9 Abs. 5 Nr. 
1  BauGB  durch  eine  Umgrenzung  ent‐
sprechend der Nr. 15.11 der Anlage zur Planzei‐
chenverordnung  als  Fläche  zu  kennzeichnen, 
bei  deren  Bebauung  ggf.  besondere  bauliche 
Maßnahmen,  insbesondere  im  Gründungsbe‐
reich, erforderlich seien.  
Hier  seien  die  Bauvorschriften  der  DIN  1054 
"Baugrund  ‐  Sicherheitsnachweise  im Erd‐ und 
Grundbau"  und  der  DIN  18  196  "Erd‐  und 
Grundbau;  Bodenklassifikation  für  bautechni‐
sche  Zwecke"  sowie  die  Bestimmungen  der 
Bauordnung  des  Landes  Nordrhein‐Westfalen 
zu beachten. 

 
 
 
Der herangezogene § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB gibt 
‐ wie auch keine andere Vorschrift  ‐ die Kenn‐
zeichnungspflicht  nicht  her. Hier  heißt  es:  „Im 
Bebauungsplan  sollen  Flächen  gekennzeichnet 
werden, bei deren Bebauung besondere bauli‐
che  Vorkehrungen  wegen  äußerer  Einwirkun‐
gen oder bei denen besondere bauliche Siche‐
rungsmaßnahmen  gegen Naturgewalten  erfor‐
derlich sind.“ 
Äußere Einwirkungen in diesem Sinne sind z. B. 
von Straßen ausgehende Lärmimmissionen, von 
Gewerbebetrieben  ausgehende  Luft‐
verunreinigungen  oder  auch  Erschütterungen; 
nicht  hierunter  fällt  eine  vermeintlich  geringe 
Standfestigkeit des Bauuntergrundes. Auch eine 
Einwirkung durch Naturgewalten  ist  durch  hu‐
moses  Bodenmaterial  nicht  gegeben.  Solche 
Einwirkungen  sind  z.  B.  Hochwasser,  Erd‐
rutsche, Steinschlag usw. 
In  §  9  Abs.  5  BauGB  sind  die  Kennzeich‐
nungsmöglichkeiten  und  ‐pflichten  abschlie‐
ßend  geregelt.  Eine  sich  außerhalb  des  gel‐
tenden Rechts bewegende Kennzeichnung soll‐
te vermieden werden. Die Bauherren haben  in 
eigener  Verantwortung  für  eine  ausreichende 
Gründung des Gebäudes zu sorgen. 
 
Ein Hinweis auf die Bodenbeschaffenheit wurde 
bereits in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Die  Stadt  Geilenkirchen  hat  im  Wesentlichen 
Kenntnis  bezüglich  der  Bereiche  im  bebauten 
Stadtgebiet,  die  humoses  Bodenmaterial  ent‐
halten. Da diese humosen Böden auch  im Gel‐
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 109 vor‐
liegen, hat die  Stadt bereits  vor Offenlage des 
Bebauungsplanes einen Hinweis  in den Bebau‐
ungsplan  aufgenommen,  dass  „im  Plangebiet 
Aueböden  der Wurm  anzutreffen  sind. Wie  in 
der  Stellungnahme  der  RWE  benannt,  handelt 
sich hier um eine  in den oberen Schichtmetern 
anzutreffende  humose  Bodenschicht  mit  zum 
Teil  inhomogener  Zusammensetzung,  die  be‐
sondere  Überlegungen  hinsichtlich  der  Bau‐
werksgründung  erforderlich  machen  kann“. 
(Hinweis  Nr.  2  nach  den  textl.  Festsetzungen 
des  Bebauungsplans  zu  den  Baugrundverhält‐
nissen im Geltungsbereich). 
 

7.  Landesbetrieb Wald und Holz NRW 
  Schreiben vom 23.10.2014 
 
Der  Planbereich  selbst  beinhalte  keinen Wald, 
jedoch grenze unmittelbar  im Westen und Sü‐
den Wald  der  Stadt Geilenkirchen  (Abt.  14  B) 
an. Da  teilweise mit nur geringsten Abständen 
zum Wald  gebaut  werden  solle,  ergäben  sich 
Probleme mit der Verkehrssicherung, da  insbe‐
sondere  der  Bestandteil  auf  der  ehem.  Kreis‐
bahntrasse aus 73  j. zunehmend fauler Robinie 
bestehe, der auch noch in Richtung der zukünf‐

 
 
 
Derzeit existiert keine öffentlich‐rechtliche Vor‐
schrift, die generell einen bestimmten Abstand 
zwischen Bebauung und Wald vorschreibt. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die  Stellungnahme  wird  zur  Kenntnis  genom‐
men. 
 
Es  ist keine Änderung des Bebauungsplanes er‐
forderlich. 
 
Der  Rückschnitt/die  Beseitigung  der  betroffe‐
nen Bäume wird im Rahmen der Verkehrssiche‐
rungspflicht  durchgeführt.  Beseitigte  Bäume 
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tigen  Bebauung  hänge.  Aus  diesem  Grund  sei 
ein erhöhter Abstand zum Wald (mindestens 20 
m) dringend erforderlich.  
 
Die  Bedenken  könnten  ausgeräumt  werden, 
wenn die Stadt Geilenkirchen als Waldeigentü‐
merin  einen  Waldrand  aus  Sträuchern  entwi‐
ckele  und  die  in  Richtung  der  zukünftigen  Be‐
bauung hängenden Bäume fälle. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Bereits  aus  Gründen  der  Verkehrssicherungs‐
pflicht kann die derzeitige Situation nicht so be‐
lassen werden.  Der  Eigentümer  eines  Baumes 
hat dafür zu sorgen, dass dieser keine Schäden 
an Personen und Sachen verursachen kann. 
 
Im privatrechtlichen Verhältnis  ist es die Pflicht 
des  Baumbesitzers,  überhängende  Äste  auf 
Verlangen  des  Nachbarn  abzuschneiden.  Dies 
gilt  unabhängig  davon,  ob  ein Grundstück  be‐
baut  ist oder nicht. Von einer Bebauung unab‐
hängig ist auch, dass grundsätzlich Bäume nicht 
auf Nachbargrundstücke stürzen sollten. 
  
Vor  dem Hintergrund  der  Verkehrssicherungs‐
pflicht sollten abgängige Bäume zeitnah gefällt 
und  dem  Vorschlag  des  Forstamtes  entspre‐
chend durch Strauchwerk ersetzt werden. 
 
Der  Vorhabenträger  hat  Interesse  an  dem  Er‐
werb  der  bewaldeten  Böschungsfläche  bekun‐
det,  diesem  Ansinnen  könnte  entsprochen 
werden.  Im  Haupt‐  und  Finanzausschuss  wird 
eine  entsprechende  Sitzungsvorlage  zur  Bera‐
tung  gestellt.  Die  Verkehrssicherungspflicht 
geht dann auf den künftigen Eigentümer über, 
der die notwendigen Arbeiten an dem Baumbe‐
stand bereits mündlich zugesagt hat. 

sollen durch Sträucher ersetzt werden. 
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Auch  mit  den  gewünschten  Photovoltaikanla‐
gen  werde  es  auf  Grund  des  Schattenwurfs 
Probleme geben. 
 
 
 
 
 
 
 
Insbesondere  solle  aber  im  Bebauungsplan 
festgeschrieben  werden,  dass  Außentore  der 
Gärten zum Wald hin nicht erlaubt seien, da es 
sonst, wie z.B. am Tripser Wäldchen, zu ständi‐
gen Abfallablagerungen aus den Gärten  in den 
Wald kommen werde. 
 

 
Die Zulässigkeit von Photovoltaikanlagen  ist  im 
Bebauungsplan‐Entwurf  nicht  geregelt,  d.h. 
diese Anlagen sind  im gesamten Plangebiet zu‐
lässig. Die  späteren  Eigentümer  der Grundstü‐
cke  im  Planbereich  können  diesbezüglich  frei 
entscheiden.  Ob  sich  durch  Schattenwurf  un‐
günstige  Lichtverhältnisse  für  den  auskömmli‐
chen  Betrieb  der  Photovoltaik‐Anlage  ergeben 
könnten, ist nicht Sache des Bebauungsplanes. 
 
Um  eine  solche  Regelung  aufzunehmen  wäre 
eine Änderung des Bebauungsplanes  erforder‐
lich.  Abgesehen  davon,  dass  keine  Ermächti‐
gungsgrundlage hierfür aus § 9 BauGB ableitbar 
ist,  erscheint  eine  derartige  Festsetzung  auf‐
grund der topographischen Gegebenheiten und 
der künftigen Nutzungen auch nicht notwendig. 
Ggf. können solche Details in den Kaufverträgen 
mit  den  jeweiligen  Eigentümern  geregelt wer‐
den. 
 
 

8.   Bezirksregierung Arnsberg  
  Abt. 6 Bergbau und Energie NRW 
  Schreiben vom 27.10.2014 
 
Das Plangebiet  liege über dem auf Braunkohle 
verliehenen  Bergwerksfeld  „Union  225“  und 
über  dem  auf  Steinkohle  verliehenen  Berg‐
werksfeld Carl‐Alexander III. Ferner befinde sich 
das Plangebiet über dem auf Kohlenwasserstof‐

 
 
 
 
Die  Planungen  sehen  hinsichtlich  Steinkohle 
und Braunkohle zukünftig keinen Abbau  im Be‐
reich Geilenkirchen vor. Die RWE Power AG hat 
deswegen  keine  Bedenken  zur  Planung  vorge‐
tragen.  Für  konkrete Maßnahmen  im  Bereich 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kei‐
ne Änderung erforderlich. 
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fe erteilten Erlaubnisfeld „Rheinland“.  
Der Bereich des Plangebietes sei nach den vor‐
liegenden  Unterlagen  von  durch   
Sümpfungsmaßnahmen  des  Braunkohlen‐
bergbaus  bedingten  Grundwasserabsenkungen 
betroffen. 
 
Die  Grundwasserabsenkungen  würden,  be‐
dingt  durch  den  fortschreitenden  Betrieb  der 
Braunkohlentagebaue,  noch  über  einen  länge‐
ren  Zeitraum  wirksam  bleiben.  Eine  Zunahme 
der Beeinflussung der Grundwasserabstände im 
Plangebiet  in  den  nächsten  Jahren  sei  nach 
heutigem  Kenntnisstand  nicht  auszuschließen. 
Ferner  sei nach Beendigung der bergbaulichen 
Sümpfungsmaßnahmen  ein  Grundwasserwie‐
deranstieg zu erwarten. 
 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung als 
auch  bei  einem  späteren  Grundwasseranstieg 
seien  hierdurch  bedingte  Bodenbewegungen 
möglich.  Die  Änderungen  der  Grund‐
wasserflurabstände  sowie  die Möglichkeit  von 
Bodenbewegungen  sollten  bei  Planungen  und 
Vorhaben  Berücksichtigung  finden.  Es  wird 
empfohlen, eine Anfrage an die RWE Power AG 
zu stellen. 

des Erlaubnisfeldes „Rheinland“ müsste ein Ge‐
nehmigungsverfahren  durchgeführt  werden. 
Innerhalb dieses Verfahrens würden alle Betrof‐
fenen beteiligt. 
 
 
 
Bereits  im  Bebauungsplan‐Entwurf  wurde  der 
Hinweis  zur  Grundwasserabsenkung  aufge‐
nommen.  
 
(Hinweis Nr. 1 nach den textl. Festsetzungen) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die RWE Power AG wurde im Rahmen des Ver‐
fahrens beteiligt (s. Nr. 6) 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kei‐
ne Änderung erforderlich. 
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Aktenzeichen: 

22.5-3-5370012-191/14/ 

bei Antwort bitte angeben 

 

Herr Schwiering 

Zimmer 116 

Telefon: 

0211 475-9710 

Telefax: 

0211 475-9040 

kbd@brd.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und 

Lieferanschrift: 

Mündelheimer Weg 51 

40472 Düsseldorf 

Telefon: 0211 475-0 

Telefax: 0211 475-9040 

poststelle@brd.nrw.de 

www.brd.nrw.de  

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

DB bis D-Flughafen, 

Buslinie 729 - Theodor-Heuss-

Brücke 

Haltestelle: 

Mündelheimer Weg 

Fußweg ca. 3 min 

 

Zahlungen an: 

Landeskasse Düsseldorf 

Konto-Nr.: 4 100 012 

BLZ: 300 500 00 Helaba 

IBAN: 

DE41300500000004100012 

BIC: 

WELADEDD 

 

 

 

 

 
 
 

 

Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung 
Geilenkirchen, Bebauungsplan Nr. 109 „Ehemaliges Molkereigelände“ 
 
Ihr Schreiben vom 30.09.2014, Az.: 32 23 38  
 XXX1 
 
 
Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen 
liefern Hinweise auf vermehrte Kampfhandlungen im beantragten Be-
reich. Die Auswirkungen der Kampfhandlungen sind in der beigefügten 
Karte nicht dargestellt. Ich empfehle eine Überprüfung der zu über-
bauenden Fläche auf Kampfmittel. Die Beauftragung dieser Überprü-
fung erfolgt über das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung auf un-
serer Internetseite¹. 
 
Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das 
Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung  des abzuschie-
benden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise wird um Terminab-
sprache für einen Ortstermin gebeten. Verwenden Sie dazu ebenfalls 
das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung. 
 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. empfehle ich zu-
sätzlich eine Sicherheitsdetektion. Beachten Sie in diesem Fall auf unse-
rer Internetseite das Merkblatt für Baugrundeingriffe. 
 
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Internetseite  
www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp 
 
Im Auftrag 
 
 
(Schwiering) 

Stadt Geilenkirchen 
Ordnungsamt 
Markt 9 
52511 Geilenkirchen 
 
XXX012 
 

 

 
Durchschrift 

 

 

XXX011 

¹ Zur Kampfmittelüberprüfung werden zwingend Betretungserlaubnisse der betroffenen Grundstü-
cke und eine Erklärung inkl. Pläne über vorhandene Versorgungsleitungen benötigt. Sofern keine 
Leitungen vorhanden sind, ist dieses schriftlich zu bestätigen. 
 

http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/service/2012-02-24_Antrag_auf_Kampfmitteluntersuchung.pdf
http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/service/2012-02-24_Antrag_auf_Kampfmitteluntersuchung.pdf
http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/service/_Merkblatt_f__r_Baugrundeingriffe.pdf
http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp
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Stadtentwicklungs- und Umweltamt 
23.10.2014 
170/2014 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 13.11.2014 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 10.12.2014 
 
 
68. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Geilenkirchen 
Geltungsbereich:  Fläche in Geilenkirchen-Hünshoven, südlich der Jülicher Straße und 
   östlich der Aachener Straße 
-  Beratung über die Einleitung des Bauleitplanverfahrens (Aufstellungsbeschluss) 
-  Abschluss einer Planungsvereinbarung 
 
Sachverhalt: 
 

 
 
Die oben dargestellte Fläche im Anschluss an eine vorhandene Bebauung an der Jülicher Stra-
ße ist bislang unbebaut und befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich. 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Geilenkirchen stellt die Fläche als „Fläche für die Land-
wirtschaft“ dar. 
 
Der Eigentümer ist an die Stadtverwaltung herangetreten mit der Frage, ob das Teilstück der 
Parzelle Gemarkung Geilenkirchen, Flur 69, Flurstück 54, einer Bebauung zugeführt werden 
könne.  
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Die Fläche ist insgesamt ca. 0,3 ha groß und wird derzeit als Wiese genutzt. Im Anschluss an 
die in Rede stehende Fläche befindet sich Wohnbebauung, namentlich die Häuser Jülicher 
Straße 7 bis 21. Dieser bebaute Bereich ist im Flächennutzungsplan bereits als 
„Wohnbauflächen“ dargestellt. 
 
Die Bebauung Jülicher Straße 7 bis 21 gibt es bereits seit vielen Jahrzehnten, auf der 
gegenüberliegenden Straßenseite befindet sich mit der Hünshovener Gracht ein gewachsenes 
Wohnviertel und mit dem Flussviertel ein relativ junges Baugebiet. Auf der anderen Seite der 
Aachener Straße befindet sich der Hünshover Hof.  
 
Bis vor einiger Zeit wurde die Baureifmachung der betroffenen Fläche nicht ins Auge gefasst, 
da die Aachener Straße eine Bundesstraße außerhalb der Ortsdurchfahrt gewesen ist und ein 
Abstand der Bebauung von dieser notwendig war. 
 
Heute ist die Aachener Straße auf diesem Abschnitt eine Gemeindestraße, so dass die 
Schließung der „Lücke“ mit Wohnhäusern durch Erteilung einer Baugenehmigung in Betracht 
gezogen werden könnte. Es handelt sich planungsrechtlich um sog. „Außenbereich im 
Innenbereich“. Der Erteilung einer Baugenehmigung steht jedoch die aktuelle Darstellung des 
Flächennutzungsplanes entgegen. Durch die Änderung der Darstellung sollen die 
Voraussetzungen geschaffen werden, eine Baugenehmigung nach § 35 Abs. 2 BauGB erteilen 
zu können. Die Erschließung ist über die Jülicher Straße bereits heute vorhanden. 
 
Planvorstellung ist, in dem Bereich ein bis zwei Gebäude zu errichten, die je fünf bis sechs 
barrierefreie Wohnungen enthalten, um damit einen kleinen Beitrag zu leisten, den 
Anforderungen des demographischen Wandels gerecht zu werden. Schon häufig wurde die 
Stadtverwaltung mit der Frage nach entsprechenden Baumöglichkeiten bzw. Baulücken im 
Siedlungsschwerpunkt konfrontiert, leider sind geeignete Grundstücke kaum vorhanden. 
 
Um einerseits ein ruhiges Wohnen zu gewährleisten und andererseits den Belangen von 
Natur und Landschaft Rechnung zu tragen, soll entlang der Aachener Straße ein Grünstreifen 
von 15 m Breite entstehen, für den die Darstellung „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ getroffen werden soll. 
 
Landesplanerische Bedenken gegen die Änderung des Flächennutzungsplanes hat die Bezirks-
regierung Köln nicht erhoben. 
 
Es könnte somit ein Aufstellungsbeschluss gefasst werden für die Änderung des Flächennut-
zungsplanes. 
 
Gleichzeitig sollte eine Planungsvereinbarung mit dem Eigentümer der Fläche abgeschlossen 
werden. Die Kosten der Planung gehen zu Lasten des Investors. Ein Entwurf der Planungsver-
einbarung ist beigefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die 68. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Geilenkirchen wird aufgestellt. 
 
Mit dem Investor soll die Planungsvereinbarung wie von der Verwaltung vorgeschlagen abge-
schlossen werden. 
 
Anlagen: 
Entwurf der Planungsvereinbarung 
 

(Stadtentwicklungs- und Umweltamt, Frau Brehm, 02451 629-205)



 68. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Geilenkirchen 
 
  
 
 

 

PPLLAANNUUNNGGSSVVEERREEIINNBBAARRUUNNGG  //  SSTTÄÄDDTTEEBBAAUULLIICCHHEERR  VVEERRTTRRAAGG  
 

gemäß § 11 BauGB i. V. m. § 54 VwVfG NRW  
 

in der jeweils am Tage des Vertragsschlusses geltenden Fassung 

 
 
zwischen 
 
der Stadt Geilenkirchen, vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Thomas Fiedler,  
 
‐ nachstehend Stadt genannt ‐ 
 
und 
 
Herrn Erich Latten, Aachener Straße 1, 52511 Geilenkirchen,  
 
‐ nachstehend Vorhabenträger genannt ‐ 
 
 
für eine Fläche in Geilenkirchen ‐Hünshoven, Teilstück aus Gemarkung Geilenkirchen, Flur 69, 
Parzelle 54, gemäß beigefügtem Lageplan 
 
 

§ 1 Vorbemerkung 
 
Die Fläche  im Anschluss an eine vorhandene Bebauung an der Jülicher Straße  ist bislang un‐
bebaut und befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich. 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Geilenkirchen  stellt die Fläche als  „Fläche  für die  Land‐
wirtschaft“ dar. 
 
Der Eigentümer ist an die Stadtverwaltung herangetreten mit der Frage, ob das Teilstück der 
Parzelle Gemarkung Geilenkirchen, Flur 69, Flurstück 54, einer Bebauung zugeführt werden 
könne.  
Die Fläche  ist  insgesamt ca. 0,3 ha groß und wird derzeit als Wiese genutzt. Im Anschluss an 
die  in Rede  stehende  Fläche befindet  sich Wohnbebauung, namentlich die Häuser  Jülicher 
Straße  7  bis  21.  Dieser  bebaute  Bereich  ist  im  Flächennutzungsplan  bereits  als 
„Wohnbauflächen“ dargestellt. 
 
Die  Bebauung  Jülicher  Straße  7  bis  21  gibt  es  bereits  seit  vielen  Jahrzehnten,  auf  der 
gegenüberliegenden Straßenseite befindet sich mit der Hünshovener Gracht ein gewachsenes 
Wohnviertel und mit dem Flussviertel ein relativ junges Baugebiet. Auf der anderen Seite der 
Aachener Straße befindet sich der Hünshover Hof.  
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Bis vor einiger Zeit wurde die Baureifmachung der betroffenen Fläche nicht ins Auge gefasst, 
da die Aachener Straße eine Bundesstraße außerhalb der Ortsdurchfahrt gewesen ist und ein 
Abstand der Bebauung von dieser notwendig war. 
 
Heute  ist  die  Aachener  Straße  auf  diesem  Abschnitt  eine  Gemeindestraße,  so  dass  die 
Schließung der „Lücke“ mit Wohnhäusern durch Erteilung einer Baugenehmigung in Betracht 
gezogen  werden  könnte.  Es  handelt  sich  planungsrechtlich  um  sog.  „Außenbereich  im 
Innenbereich“. Der Erteilung einer Baugenehmigung steht jedoch die aktuelle Darstellung des 
Flächennutzungsplanes  entgegen.  Durch  die  Änderung  der  Darstellung  sollen  die 
Voraussetzungen geschaffen werden, eine Baugenehmigung nach § 35 Abs. 2 BauGB erteilen 
zu können. Die Erschließung ist über die Jülicher Straße bereits heute vorhanden. 
 
Planvorstellung  ist,  in dem Bereich ein bis  zwei Gebäude  zu errichten, die  je  fünf bis  sechs 
barrierefreie  Wohnungen  enthalten,  um  damit  einen  kleinen  Beitrag  zu  leisten,  den 
Anforderungen des demographischen Wandels gerecht zu werden. 
 
 

§ 2 Verfahren 
 
Zur  Realisierung  des  Vorhabens  bedarf  es  eines  Bauleitplanverfahrens  zur  Änderung  des 
Flächennutzungsplanes  der  Stadt  Geilenkirchen  für  den  oben  genannten  Bereich.  Das 
Verfahren muss nach den Vorschriften des Baugesetzbuches abgewickelt werden. 
 
Ein Anspruch auf Änderung des Flächennutzungsplanes besteht nicht. Der Vorhabenträger ist 
darüber in Kenntnis gesetzt worden, dass die landesplanerische Abstimmung positiv verlaufen 
ist,  über  die  notwendige  Genehmigung  der  Flächennutzungsplanänderung  durch  die 
Bezirksregierung  Köln  nach  Abschluss  des  Verfahrens  jedoch  keine  Prognose  abgegeben 
werden kann. 
 
Nach erfolgreichem Abschluss des Bauleitplanverfahrens  ist die Realisierung des Vorhabens 
im Baugenehmigungsverfahren gemäß § 35 Abs. 2 Baugesetzbuch angestrebt. 
 
Der  Vorhabenträger  ist  darüber  informiert,  dass  ein  Anspruch  auf  Erteilung  einer 
Baugenehmigung  nur  besteht,  sofern  keine  öffentlich‐rechtlichen  Vorschriften  dem 
Bauvorhaben entgegenstehen. 
 
 

§ 3 Planung 
 
Der Vorhabenträger beauftragt auf seine Kosten ein geeignetes Unternehmen / Planungsbüro 
mit  der  Erstellung  des  Bebauungsplanes.  Die  Vorbereitung  der  erforderlichen 
Verfahrensschritte  zur  Durchführung  des  Bauleitplanverfahrens  nach  dem  Baugesetzbuch 
wird  ebenfalls  vom  Vorhabenträger  in  Auftrag  gegeben.  Sämtliche  Kosten,  die  nicht 
Verwaltungskosten  sind,  z.B.  für  die  Veröffentlichung  von  Bekanntmachungen,  sind  vom 
Vorhabenträger zu übernehmen. 
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Zu den notwendigen Verfahrensunterlagen gehören insbesondere: 
  
‐  Entwurf  der  Flächennutzungsplanänderung  mit  Begründung,  Umweltbericht  und 

Artenschutzprüfung 
‐  Nebengutachten  wie  Entwässerungs‐  und  Lärmgutachten  etc.,  jeweils  soweit 

erforderlich 
‐  Sitzungsvorlagen für die Städtischen Gremien 
‐  Aufbereitung des Abwägungsmaterials 
‐  Texte für öffentliche Bekanntmachungen 
‐  Unterlagen zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
Die  Stadt  führt  das  Bauleitplanverfahren  nach  dem  Baugesetzbuch  durch.  Sollten  sich 
während des Verfahrens Änderungen der Planunterlagen z. B. aufgrund der Beteiligung der 
Bürger  und  der  Träger  öffentlicher  Belange  als  notwendig  erweisen,  werden  diese 
Änderungen von dem Vorhabenträger auf seine Kosten veranlasst. 
 
Die Stadt  ist jederzeit berechtigt, die Planunterlagen einzusehen, zu prüfen und Änderungen 
zu  verlangen.  Weiterhin  hat  der  Vorhabenträger  der  Stadt  alle  Unterlagen,  die  zur 
Durchführung des Bauleitplanverfahrens notwendig sind, kostenlos zur Verfügung zu stellen, 
damit  z.B.  die  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  und  der  Behörden  und  sonstigen  Träger 
öffentlicher  Belange  durchgeführt werden  kann. Der  Vorhabenträger  stellt  der  Stadt  nach 
Abschluss der Planung den Bebauungsplan als dwg‐Datei oder dxf‐Datei, basierend auf UTM‐
Koordinaten, kostenlos zur Verfügung. 
 
 

§ 4 Erschließung 
 

Die Erschließung des Grundstückes  ist derzeit bis auf die Grundstücksanschlussleitunge zum 
Grundstück  bereits  hergestellt.  Die  Herstellung  dieser  Leitung  ist  zu  gegebener  Zeit  beim 
städtischen  Bauverwaltungs‐  und  Tiefbauamt  zu  beantragen.  Vorsorglich  wird  darauf 
hingewiesen,  dass  für  das  Grundstück  nach  Entstehen  der  Beitragspflicht  noch  ein 
Kanalanschlussbeitrag festgesetzt und erhoben wird. 
 
Sollte  sich  im  Verlauf  des  im  Anschluss  an  die  Flächennutzungsplanänderung 
durchzuführenden Baugenehmigungsverfahren herausstellen, dass die  vor dem Grundstück 
befindliche  Bushaltestelle  verlegt werden muss,  so  hat  dies  in  enger  Abstimmung mit  der 
Stadt Geilenkirchen und der Fa. WestEnergie und Verkehr stattzufinden. Die Kosten für eine 
eventuelle Verlegung gehen zu Lasten des Vorhabenträgers. 
 
 

§ 5 Fehlschlagen der Planung 
 

Auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städtebaulichen Satzungen besteht kein Anspruch; 
ein  Anspruch  kann  auch  nicht  durch  Vertrag  begründet  werden.  Durch  Abschluss  dieses 
Vertrages wird somit kein Anspruch auf Änderung des Flächennutzungsplanes begründet. Die 
Planung ist ergebnisoffen.  
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Sofern  die  Planung  fehlschlägt,  also  eine  wirksame  Änderung  des  Flächennutzungsplanes 
nicht  zustande  kommt,  werden  gegenseitig  keine  Kosten  geltend  gemacht.  Die  vom 
Vorhabenträger  getätigten  Aufwendungen  gehen  allein  zu  seinen  Lasten;  der  der  Stadt 
entstandene Verwaltungsaufwand wird von der Stadt getragen. 
 
 

§ 6 Schlussbestimmungen 
 
Vertragsänderungen  oder  –ergänzungen  bedürfen  zu  ihrer  Rechtswirksamkeit  der 
Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag  ist  zweifach ausgefertigt. Die Stadt 
und der Vorhabenträger erhalten je eine Ausfertigung. 
 
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen 
dieses  Vertrages  nicht.  Die  Vertragspartner  verpflichten  sich,  unwirksame  Bestimmungen 
durch  solche  zu  ersetzen,  die  dem  Sinn  und  Zweck  dieses  Vertrages  rechtlich  und 
wirtschaftlich entsprechen. 
 
 
Für die Stadt Geilenkirchen: 
 
Geilenkirchen, den 11.12.2014 
 
 
 
________________________  
Thomas Fiedler   
Bürgermeister   
 
 
Der Vorhabenträger: 
 
Geilenkirchen, den  
 
 
 
 
_________________________  
Erich Latten 
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